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Deutſcher Reichstag. ſtaunliche Zahl, und man werde alle Bemühun⸗ f titionen berechtigte Klagen erhoben und dieſe in 


nehme. Wenn Sie uns durch Ablehnung der in 

9. Sitzung vom 4. März. gen daran ſetzen müſſen, auf jede zuläſſige Weife) diejem Jahre wiederholt. Jedenfalls müſſe durch direkten Steuern abhalten, dieſe Laſten den Ge- 

Prüſdent v 6 - f eröffnet die Sitzung eine Verminderung dieſes Beamtenheeres herbeizu-| diejes Geſetz das Ausland gehindert werden, ein- meinden abzunehmen, ſo nehmen fie dem „armen 

En 127 j uhr he 20 rd ö ‚führen. jeitig die Intereſſen unſerer kleinen Schifffahrt zu | Manne“ das Brod (Beifall) und halten uns ab, 
l 4 z BR } 1 N i ädigen, man könne doch nicht die verbündeten ihn von dem drohenden Steuer-Exekutor zu be- 
vesrathes: Dr. Stephan Abg. v. Seydewitz Bitterfeld) ſpricht ſchädigen, a F j ve 1 

» ee . 86601. e gleichfalls für kommiſſariſche Berathung, desgleichen Regierungen, wie es die Gegner der Vorlage Förm- freien, der bei der neuen Gerichts-Organiſation ſo 
1 A Abg. Lipke, der keinen Grund erkennen kann, lich thun wollten, die Intereſſen der deutſchen prompt arbeitet. Vergleichen Sie doch das Leben 
I. Antrag des Abg. Majunke und Ge- die Hinterbliebenen der Offiziere und Beamten des] Rhederei zu ſchädigen zwingen. in Berlin mit dem in Paris. In Paris lebt 
noffen wegen Einſtellung der gegen den Abg. Reichsheeres und der Marine von den Wohlthaten An der Debatte betheiligen ſich noch Kom⸗ man trotz des Octroy billiger (Ruf: Nein 9.3 es 
Stößel bei dem Landgericht in Eſſen und beim dieſes Geſetzes auszuſchließen. miſſar des Bundesraths Röſing und die Abgg. frägt ſich nur, was man für Vergnügungen mit⸗ 


macht. (Heiterkeit.) Früher, als wir in Berlin 
noch die Mahl- und Schlachtſteuer hatten, lebten 
wir hier auch beſſer. Heute leben wir contra 
Reuleaux „theuer und ſchlecht.“ (Heiterkeit) Nun 
iſt gerade für einen Beamten, der in der Wahl 
ſeines Aufenthalts beſchränkt iſt, dieſe Steuer ganz 
beſonders hart; wir Beamten können unſere In⸗ 
tereſſen in der Stadtvertretung nicht geltend ma- 
chen, in die Stadtverordneten Verſammlung werden 
wir nicht gewählt, haben auch nicht den Einfluß 
dau; wir find eine Art von Zugvögem und jo 
widerſpricht dieſe Steuer dem Satze, daß Niemand 
die Steuern bezahlen ſolle, die er nicht mit be⸗ 
willigt habe. Wenn ich nun die Frage der Un⸗ 
abhängigkeit der Beamten hier hereinziehe, ſo wird, 
wenn ein Beamter auf eine Wahl einen Druck 
ausübt, ein ungeheures Lamento erhoben, aber 
einen Beamten, z. B. einen Miniſter, will man 
ſolchen, ich kann nicht anders ſagen, Chikanen 
ausſetzen und ich habe den Eindruck, daß bei die- 
ſen Einſchätzungen mancherlei Menſchlichkeiten paj- 
ſtren; jo haben mir Beamte geſagt, ja, der Mann, 
der uns einſchätzt, iſt ein Spezereihändler, der uns 
hoher einſchatzt, wie feine Kunden. Redner ſchil⸗ 
dert nun, wie er ſtets hinſichtlich ſeiner Dienſt⸗ 
wohnung geſteigert ſei, zuletzt falle dieſe Steige- 
rung auf 24,000 Mark zuſammen mit der Kühn⸗ 
heit, daß er dieſe Vorlage eingebracht habe, er 
fühle ſich bei dieſen Steigerungen ſtets fortſchritt⸗ 
lich angehaucht. Ich möchte mit meinen Beamten 
auch gegen unſere Mitbürger, gegen das Gefühl 
ſicher geſtellt ſein, daß man uns aus politiſchen 
Motiven höher beſteuert als Andere. Ruf links: 
Schamlos.) Der Ruf „ſchamlos“ ift ein unver⸗ 
ſchaͤmter Ausdruck eines Abgeordneten, der wahr⸗ 
ſcheinlich ſelbſt keine Scham hat. (Senſation.) 

Präfivent von Goßler: Der Ausdruck 
„ſchamlos“ iſt allerdings gefallen, aber von mir 
nicht genau gehört worden, ich würde ihn ſonſt 
gerügt haben; iſt der Ruf im Bureau gehört wor⸗ 
den? (Ruf im Hauſe: Ja wohl, ja wohl.) 

Fürſt Bismarck: Nun, es iſt konſtatirt, 
daß der Ruf gefallen und ich ſollte meinen, der 
Abgeordnete, der ihn gethan, ſollte den perſönlichen 
Muth ſeiner Meinung haben, ſich zu nennen, oder 
jeine Nachbarn ſollten . f 

Abg. Struve: Ich habe „ſchamlos“ ge- 
rufen. (Unruhe.) f 

Fürſt Bismarck: Wer? Namen nennen. 
(Rufe: Struve!) Nun dann wunderts mich nicht. 
(Beifall.) f 

Präſident von Goßler: Nachdem der 
Abg. Struve ſich zu dem Rufe bekannt hat, rufe 
ich ihn zur Ordnung. (Beifall.) 

Fürſt Bismarck: Alſo von dieſem, uns 
Beamten bedrückenden Gefühl bitte ich Sie, uns 
zu befreien. 


Abg. Struve (ur Geſchäftsordnung): 
Nachdem der Präſident mich zur Ordnung gerufen 
wegen des Ausrufs „ſchamlos“, frage ich den Pra- 
ſidenten, welche Maßregeln er ergriffen hat gegen 
den Herrn Miniſterpräſidenten, der mich einen Abge⸗ 
ordneten genannt hat, der ſelbſt keine Schar 
kennt. (Unruhe.) 

Fürſt Bismarck: Nachdem der Abg. Strupe 
feinen Namen genannt, nehme ich meine Aeußerung 
zurück, der Abg. hat jedenfalls Scham. 

Schr. v. Min nigerode: Der Gegen- 
ſtand iſt im Vorjahre nicht ohne Lebhaftigkeit ver⸗ 
handelt worden; es liegen augenſcheinliche Miß⸗ 
verhältniſſe vor, weil die Beamten ohne ihr Zuthun 
die Dienſtwohnungen beziehen müſſen und der ge⸗ 
meine Werth derſelben zur Beſteuerung kommt. So 
beträgt der eingeſchätzte Miethswerth bei etwa 8, 
ſämmtlicher Reichsbeamten in Berlin 20 bis 50 
pet. ihres Dienſteinkommens. Die Schädigung der 
Beamten liegt klar zu Tage. Eine feſte Norm für 


wg icht ſchwebenden S . (Reichskanzler Fürſt Bismarck tritt in den Dr. Roggemann und Rickert und wird 
ne kurz ſei- Saal.) 0 r darauf die Vorlage an eine Kommiſſion von 21 
nen Antrag, dem von dem Abg. Beſeler wi⸗ Der Geſetzentwurf geht an eine beſondere] Mitgliedern überwieſen. 
derſprochen wird. Er führt aus, daß in anderen Kommiſſton von 14 Mitgliedern. . In der nun folgenden erſten Berathung des 
Staaten ſolche Aus nahmeſtellung zu Gunſten der IV. Erſte Berathung des Geſetzentwurfs betr. Entwurfs eines Geſetzes betreffend die ge 
Volksvertreter nicht für nothwendig erachtet wird. die Küſtenfrachtfahrt. | der Dienſtwohnungen erklärt ſich der * N ei- 
Der Gerichtshof in Dublin habe das Mitglied des Geh. Reg.-Rath Röſing motivirt kurz dieſchenſperger (Creſeld) gegen dieſes Geſetz, da 
engliſchen Unterhauſes, Mr. Parnell, während das Vorlage. es von falſchen Prinzipien ausgehe. 5 Man ſolle 
Haus tagte, in Anklagezuſtand verſetzt, ohne daß Abg. Schlutow bedauert, daß die Regie- im Gegentheil darauf ſehen, die Dienſtwohnungen 
es Jemand eingefallen wäre, darin einen Bruch der rung die Vorlage genau ſo wieder vorgelegt hat, möglichſt zu beſchränken. Durch die für die öffent⸗ 
Privilegien des Parlaments zu erblicken. Die wie fie in der vorigen Seſſton dem Hauſe bereits lichen Zwecke bedingten Einrichtungen der Dienft- 
Auftechterhaltung des vom Reichstage bisher beob⸗ vorgelegen und die die Zuſtimmung der Majorität | gebäude würde für die Dienſtwohnungen ein den 
achteten Prinzips würde zur Folge haben, die An- der Kommiſſion nicht gefunden hat. N Die einzige] Facaden entſprechender Luxus bedingt. 
ſicht u verſtärken, als ob ein Abgeordneter des Ergänzung beſtehe in der Vervollſtändigung des Fürſt Bismarck geht zunächſt auf die 
deutſchen Reichstages auf Grund des Art. 31 derfſtatiſtiſchen Materials und dieſes ergebe, daß Ausführungen des Vorredners näher ein, mit 
Verfaſſung während der Sitzungsperiode nicht in die Küſtenſchifffahrt in einer ſehr viel günſti⸗ denen er in mancher Beziehung einverſtanden ſei. 
ein Strafverfahren hineingezogen oder in demſelben geren Lage ſich befinde, als die übrige Rhe-] Die Beamten, um die es ſich für ihn, Redner, 

erhalten werden könnte. Das widerſpreche dem] deret. Die Regierung brauche ſolcher jtumpfen) handele, gehörten nicht zu denen, die zur Dispo 

Geiſt der Reichs-⸗Juſtizgeſetze. Er bitte dem Reichs⸗ -Waffen nicht, um die Intereſſen der Schifffahrt zu | ſition geſtellt werden könnten und bezüglich der 
gerichte gegenüber dieſes Prinzip nicht ferner auf-] vertreten. denſelben zugewieſenen Wohnungen ſei zu erwäh- 


recht zu erhalten, ſondern den Antrag der Geſchäfts⸗ Reichskanzler Fürſt Bismarck nimmt für] nen, daß der Beamte die Dienſtwohnung eben 
ordnungskommiſſion zur Prüfung des vorliegenden die Regierung das Recht in Anſpruch, Vorlagen, nehmen müſſe, wie er fie finde. Ob er die 
Materials zu unterbreiten und erſt danach die Ent- welche in einer Seſſion nicht durchberathen wer-] Wohnräume, die er zugewieſen erhalte, wirklich be- 
dung 


zu treffen. 


den, in der folgenden Seſſion wieder vorzulegen. nutze oder nur einen Theil derſelben bewohne, dar- 


Die Unpopulggität einer Vorlage könne die Re- auf nähmen die Stadtbehörden bezüglich der zu 
lierung nicht veranlaſſen, auf inbringung zu] veranlagenden Mietheftener keine Nückſicht. Was 
N 5 ar dieſes unliebſame Thema nicht) den von den Gegnern angeführten Prozentſatz der 

wieder zurückzukommen. Die Regierungen bleiben, Miethe von 20 pCt. anlangt, jo trifft derſelbe 
die Reichstage wechſeln, die Regierungen haben es] nicht immer zu, da kinderloſe Beamte Häufig we⸗ 
nicht blos mit dem Reichstage, ſondern mit der niger bezahlen; ſollte nun der Vorredner ein 
Nation zu thun. Die Regierungen ſind berech-] Amendement ſtellen, die Grenze für die Befteue- 
tigt, ihre Politik nicht blos für einen Reichstag, rungen der Dienſtwohnungen auf 20 pCt. des 
ſondern auf ein Menſchenalter einzurichten. Hätte] Dienſteinkommens feſtzuſetzen, ſo würde ich das 
der Reichstag im vorigen Jahre einen definitiven acceptiren; ich halte dieſe Vorlage lediglich für 
Beſchluß gefaßt, dann hätte die Regierung, fi | wichtig, um die Stellung der Unabhängigkeit der 
vielleicht dem Drucke der Majorität gefügt, aber] Reichsbeamten gegenüber den Gemeinden zu firiren, 
fie kann nicht zugeben, daß die Gewohnheit ein-| die Finanzfrage iſt mir ganz gleichgültig und 
reißt, Vorlagen halb durchzuberathen oder in eine] will ich deshalb auch der Einbeziehung der Re— 
Kommiſſion zu verweiſen und da liegen zu laſſen. praſentantions-Gelder nicht widerſprechen. Ich 
Dieſer dilatoriſchen Behandlung ihrer Vorlagen] bin aber für die Abſchaffung der Miethsſteuer 
muß die Regierung entgegentreten. Sie können überhaupt, weil fie die ungerechteſte und 
nicht von der Regierung verlangen, daß fie auf] drückendſte aller Steuern iſt Sie beſteht außer 
den erſten Schuß davonläuft. Ich bin nicht ſo Berlin nur in 3 Städten, doch in ſehr geringen 
eigenſinnig, guten Vorſchlägen entgegenzutreten;] Sätzen, jo daß von der geſammten Miethsſteuer 
machen Sie Ihre Vorſchläge und ich bin bereit, auf Berlin 98 Prozent entfallen. Auch der Ber- 
über die Sache zu unterhandeln. liner Magiſtrat habe ſich früher ſchon gegen dieſe 
Abg. Dr. Löwe (Bochum) iſt der Meinung, Steuer ausgeſprochen, da fie in gar keinem Ver- 

daß dieſes Geſetz einem dringenden Bedürfniß ent⸗ hältniſſe zum Einkommen ſtehe, trotzdem erhebe er 
ſpricht. Diejenigen, welche ſich dagegen erklären, aber 48 Prozent ſeiner Einnahmen durch dieſe 
haben nur die Befürchtung, daß die Reziprozität] Steuer und ſei nicht auf ſeine frühere Idee der 
nicht vollſtändig zur Geltung gelangen möchte.] Aufgabe dieſer Steuer zurückgekommen, ſondern 
Wir haben ein großes Intereſſe daran, unſere jeer | geht geradezu auf noch höhere Beſteuerung der Be- 
männiſche Bevölkerung gut und kräftig zu erhal- amten aus. Dieſe Steuer iſt um jo reformbe- 
ten. In allen Staaten geht dieſelbe zurück, was dürftiger, als fie den armen Mann viel höher be⸗ 
nicht zu verwundern iſt bei dem Uebergang von laſtet als den reichen, und den kinderreichen viel 
der Segelſchifffahrt zur Dampfſchifffahrt. Die] härter als den kinderloſen; es iſt eine der 
Vorlage hält Redner um deshalb geeignet, die] dringendſten Aufgaben der preußiſchen Regierung, 
Tüchtigkeit unſerer ſeemänniſchen Bevölkerung zu dieſe ungerechte Belaſtung der Armen zu bejeiti- 
erhalten, weil die Küſtenſchifffahrt vorzugsweiſe einen] gen, die in der ganzen übrigen Monarchie ſteuer⸗ 
tüchtigen Seemannsſtand heranbilde. frei ſind. Ich halte das ganze Finanzſyſtem Ber⸗ 
Abg. Dr. Karſten tritt für volle Gleich- lins für reformbedürftig, und iſt es mir ganz un⸗ 
berechtigung der ſeefahrenden Staaten ein. Wenn verſtändlich, wie eine Stadt wie Berlin auf ihre 
wir nicht volle Reziprozität üben, dann würden die] letzten Reſidien, ihre indirekten Einnahmen, hat 
anderen Staaten Repreſſalien gegen uns ergreifen, verzichten können, wenn ich nicht einen nahen Zu- 
wie beiſpielsweiſe Rußland in Folge unſerer Zoll- ſammenhang mit den das Land bewegenden finanz- 
geſetzgebung feine Zölle zum Schaden des deutjchen | politischen Ideen annehme. Denken Sie doch nur 
Handels erhöht habe. daran, daß jährlich etwa 4 Millionen Fremde, 
Reichskanzler Fürſt Bismarck widerſpricht. zum Theil ſehr reiche Leute, hier find, die früher 

der Behauptung des Vorredners auf das Entſchie⸗ in den indirekten Steuern alle zu den Stadtbe⸗ 
denfte, daß die ruſſiſche Zollmaßregel eine Re-] dürfniſſen beitrugen, dafür wird jetzt der arme Be- 
preſſalie gegen uns geweſen. Es ſei dies eine reine amte mit 600 Mark und der Arbeiter herangezo⸗ 
Finanzmaßregel, die vielleicht unterblieben wäre, gen. Eine Aenderung des Steuerſyſtems iſt unbe 
wenn nicht Rußland die Abneigung des Reichstages] dingt erforderlich und ich mochte Sie auch bitten, 
gegen Schutzzölle gekannt hätte. uns durch Bewilligung indirekter Steuern in den 
a Abg. Stau dy greift die Behauptung des] Stand zu ſetzen, den Gemeinden einen Theil der 
Abg. Schlutow an, daß die Intereſſenten ſich ge- | Armenlaſt und der Schullaſt abzunehmen; das kön- 
gen dieſes Geſetz erklärt hätten; dieſe vom Abg. nen Sie doch nicht durch Verallgemeinerung der 
Schlutow angeführten Intereſſenten ſeien der nau-| Miethsſteuer thun. Auch find eigentlich die von] die Einſchätzung wäre auch im Intereſſe der Stadt⸗ 
tiſche Verein und die Handelskammer, alſo die] Berlin getragenen Polizeilaſten Staatslaſten, und kommune geboten. Aber die im Geſetzentwurf ver⸗ 
Vertreter der Großinduſtrie, dagegen hätten aber] würde ich als Bürgervertreter von Berlin ran a Löſung iſt zu eng. Wie fteht es mit den 
die kleineren Schiffer ſchon im Vorjahre in Pe-| dahin gewirkt haben, daß der Staat dieſe über- Beamten ohne Dienſtwohnung, wie ſteht es über⸗ 
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verzichten ı 
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8 erichtaverfahren, wie es in 
beſteht, dann könnte es weniger Be- 


geben. So lange das nicht der Fall iſt, werde 
der Reichstag gut thun, aus den Gründen des 
Artikel 31 jo zu verfahren, wie es bisher ge- 
ſchehen ſei. 9437 

Abg. Helldorff erklärt ſich im Sinne des 
Abg. Beſeler für vorherige kommiſſariſche Prüfung 
der Angelegenheit. 

Der Antrag Beſeler wird hierauf abgelehnt 
und der Antrag Majunke mit großer Majorität 
genehmigt. 5 

II. Wahl eines Mitgliedes der Reichsſchulden⸗ 
kommiſſton. 1 

Auf den Vorſchlag des Abg. von Hell- 
dorff wird der Abg. Dr. Weber (Erfurt) per 
Akklamation gewählt. Derſelbe nimmt die Wahl 
mit dem Auebruc des Dankes für das ihm da- 
vurch bewieſene Vertrauen an. 5 
III. Erſte Berathung des Geſetzentwurfs betr. 
die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der 
Reichsbeamten der Civilverwaltung. 
Uunterſtaatsſekretär Scho lz legt vie Grund⸗ 
fähe dar, auf welchen der Geſehentrurf berußt und 
verweiſt namentlich auf die großen Schwierigkeiten, 
welche. der Aufſtelung ‚deffelben entgegengeſtanden 
haben. Im Ganzen entſpreche der Geſetzentwurf 
den Anforderungen, wie fie 105 bei, früheren Be⸗ 
ſprechungen dieſer Frage hier zum Ausdruck ge⸗ 
bracht worden ſind. Redner erkeärt ſich damit ein- 
verſtanden, dieſes Geſetz an eine Kommiſſion zu 
verweiſen. Eee 
Abg. Dr. Reichenſperger CCrefeld)] 
empfiehlt gleichfalls, die Vorlage an eine Kom⸗ 
miſſion zu verweiſen, weil ſich in dem Geſetze 
eine Lücke befindet, deren Ausfüllung am gerig- 

netſten in einer Kommiſſion erfolgen könne. Er 
vermiſſe nämlich in der Vorlage die Beſtimmung, 
daß dieſelbe auch auf diejenigen Wittwen und 
Waiſen Anwendung finde, welche im Laufe der 
letzten zehn Jahre ihres Ernährers beraubt wor⸗ 
den ſind. Fr 

Abg. Bernufth ſtimmt der Anſicht des 
Vorredners bei. Die Vorlage werde hoffentlich 
auf allen Seiten des Hauſes einer ſympathiſchen 
Aufnahme begegnen, denn es jei Pflicht des Reiches, 
für die Hinterbliebenen ſeiner Beamten zu ſorgen. 
Mit den Prinzipien der Vorlage erklärt ſich Ned- 
ner im Großen und Ganzen einverſtanden, auch 
iſt er der Anſicht, daß die Reichsfinanzen im Stande 
ſein werden, den an ſie geſtellten Forderungen zu 
entſprechen. Freilich handele es ſich hier um ein 
Heer von 43,000 Beamten; es ſei das eine er- 
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haupt mit den Beamten und ihren Kommunal- 
feuern im Allgemeinen? Eine Kommiſſton von 
14 Mitgliedern iſt berufen, dieſen Mißverhältniſſen 
näher zu treten. 

Abg. v. Forckenbeck ſucht die Vorwürfe 
des Fürſten Bismarck gegen die Steuerverwaltung 
der Stadt Berlin zu entkräften, er ſucht darzuthun, 
daß eine härtere Beſteuerung bei der Reichsbeamten 
weder noch des armen Mannes in Berlin ftatt- 
finde. Von politiſchen Motiven ſei der Steuer- 
einſchätzung gar keine Rede, es werde bei Auswahl 
der Einſchätzungsbürger ſehr vorſichtig verfahren und 
müſſe er im Intereſſe des konſervativen Elementes 
in Berlin, das hauptſächlich in den 11,000 Selbſt⸗ 
verwaltungs⸗ und Ehrenämtern ſtecke, gegen eine 
ſolche Beſchuldigung verwahren. (Beifall links.) 
Wenn man die konſervativen Elemente vernichte, 
ſo würden die Verhältniſſe in Berlin ſehr gefähr⸗ 
lich liegen. Redner weiſt ſodann nach, daß andere 
Wohnungen, welche der des Kanzlers ähnlich ſind, 
in derſelben Gegend viel höher eingeſchätzt ſeien, 
als die Dienſtwohnungen der hohen Reichsbeamten; 
er könne alſo ein! Bedürfniß für das Geſetz nicht 
jehen und bitte, es auch ſchon deshalb abzulehnen, 
weil, was man erſt den Reichsbeamten bewilligt 
habe, man ſehr bald ſuchen würde auf alle Be⸗ 
amten auszudehnen. (Beifall.) 

Fürſt Bismarck: In Berlin herrſche über- 
haupt nur ein fortſchrittlicher Wind, keine andere 
Partei komme weder bei den Wahlen, noch bei den 
Stadtverordneten zur Geltung, es iſt ein förm⸗ 
licherſzfortſchrittlicher Ring, der auf Berlin laſtet 
und von keiner Partei ſei bisher jo gegen ihn ver- 
fahren worden, wie von der [Fortſchrittspartei. Die 
Angaben, die der Vorredner auf die Einſchätzung 
des Geh. Rath Tiedemann nach dieſem Geſetz ge- 
macht, ſeien ganz falſche. Seine eigene Einſchätzung 
anlangend, würde er gewiß reklamirt haben, wenn 
er die Inſtanz gekannt, auf die der Abg. von 
Forckenbeck ihn heute hingewieſen, er ſpreche heute 
als Steuerzahler und der Steueraufleger (Forcken⸗ 
beck) könne die Gefühle des Steuerzahlers nie ſo 
genau kennen, wie dieſer ſelbſt. Mit den An- 
ſagen, wie die Beamtenwohnungen angeſetzt ſeien, 
könne man die Kaufgelder mit 6— 7 pCt. verzin⸗ 
ſen, ſolche Verzinſung gebe es in Berlin doch 
nicht. Was die angeführten Häuſer in der Nach- 
barſchaft anlange, ſo habe der Vorredner vergeſſen, 
daß er, der Kanzler, lange nicht ſein ganzes Haus 
bewohne, ſondern nur einen kleinen Theil deſſelben. 
Er müßte alſo befürchten, daß die Schraube nach 
ſtadtiſchem Belieben ſtets mehr angezogen werden 
würde. (Abg. Forckenbeck ſchüttelt mit dem Kopf.) 
Mit den neuen geforderten indirekten Steuern könne 
man ſchon die Hälfte der Miethsſteuer in Berlin 
bejeitigen und das ſei doch ſchon etwas. Wenn 
der Vorredner auch aueführt, die Miethsſteuer be- 
ſtehe ſeit 1815, ſo müſſe man ſich doch wundern 
jüber die große Summe von Ungerechtigkeit, die da 
erhoben ſei und über die große Geduld des Vol 
kes, das das ertragen. 

Abg. Stellter ſchließt ſich dem Antrage 
v. Minnigerode auf Ueberweiſung der Vorlage an 
tine Kommiſſion von 14 Mitgliedern an. 

Abg. Loewe (Berlin): Der Geſetzentwurf 
an ſich ſei ſehr unbedeutend, nur die Bemerkungen, 
die der Kanzler daran geknüpft, machten ihn be- 
deutend. Der Kanzler ſei über die Verhältniſſe 
in Berlin ganz falſch informirt und habe wohl 
nicht daran gedacht, daß unter den ſtädtiſchen 
Beamten, die er beſchuldigt, ebenſo viele konſer⸗ 
vative als fortſchrittliche Männer ſeien. So ſei 
auch die Geſchichte von dem fortſchrittlichen Ring, 
der auf Berlin laſte, ein reines Märchen. Solche 
Verbrechen, die man mit einem ſolchen Namen 
belege, würden in Berlin nicht begangen und nie 
würde der Kanzler dieſen Vorwurf rechtfertigen 
können Die Stadt Berlin leiſte mit wenig 
Steuern ſehr viel, das komme daher, daß Berlin 
nach einem richtigen, durchdachten Syſtem finanziell 
bewirthſchaftet werde, nun werde dieſe Bewirth⸗ 
ſchaftung gerade wegen ihrer Erfolge von der mo- 
dernen Wirthſchaftspolitik befehdet. Die neuen 
Steuern würden aber gerade die Kreiſe wieder 
treffen, die der Kanzler für zu ſehr gedrückt hält. 
Die Miethsſteuer ſei noch lange nicht jo drückend 
und ungerecht als die Mahlſteuer. Er bitte, den 
Entwurf abzulehnen. 

Reichskanzler Fürſt Bismarck: Der 
Vorredner habe genau dieſelben unrichtigen Argu- 
mente vorgebracht, wie der Abg. v. Forckenbeck, 
und könne er es nicht zugeben, daß dieſe unrich- 
tigen Argumente vor dem Hauſe und dem Lande 
unwiderſprochen blieben. Gerade der Abg. Löwe 


jet für den fortſchrittlichen Geiſt in der Berliner 


Stadtverwaltung von ſeinen übrigen Fraktionsgenoſſen 
ganz beſonders verantwortlich, doch hoffe er, daß 
jener ſpäter noch einmal anderer Meinung werden 
werde, wenn er in andere Poſition komme. (Abg. 
Loewe ruft: „Vielleicht als Gutsnachbar!“ — 
Heiterkeit.) Der Ausdruck „Ring“ ſei von ihm 
nicht ſo böſe gemeint geweſen, er habe an das 
Herkommen dieſes Ausdrucks von einem ſchweren 
Verbrechen nicht gedacht, der Ausdruck ſei doch 
ganz gebräuchlich, man könne doch nicht bei 
„skating ring“ z. B. an eine ſchwere Beleidi- 
gung denken. (Heiterkeit) Die von ihm, dem 
Kanzler, angeführten Thatſachen könnten doch Nie- 
mand verdächtigen. So kleinlich, wie der Abg. 
Loewe meine, ſei der Geſetzentwurf denn doch 
nicht, es ſei nur die alte Neigung der Fortſchritts⸗ 
partei, Alles, was ihr von anderer Seite an 
Kritik entgegentrete, als klein und unbedeutend 
hinzuſtellen, dagegen aber die eigene Kritik der 
Regierung und der rechten Seite des Hauſes über 
(Beifall.) 

Darauf wird die Debatte geſchloſſen, das Ge- 


ſetz an eine beſondere Kommiſſion von 14 Mite 
gliedern verwieſen und die Sitzung vertagt. 
Nächſte Sitzung: Dienſtag 12 Uhr. 
Tages- Ordnung: Zweijährige Budget -Pe⸗ 
rioden. 


Schluß 51], uhr. 


Provinzielles. 

Stettin, 5. März. Ein vor kurzer Zeit erſt 
vollendetes vieraktiges Schauſpiel „Flittergold“ aus 
der Feder unſeres Mitarbeiters Hrn. Hans v Rein- 
fels iſt gleich nach erfolgter Einreichung von der 
Direktion des Berliner Stadttheaters zur Auffüh⸗ 
rung angenommen und wird mit deſſelben Verfaſ⸗ 
jers einaktigem Luſtſpiel „Marotten“ noch in die⸗ 
ſer Saiſon in Berlin zur Aufführung gelangen. 
Herr Direktor Roſenthal ſchrieb dem Autor 
geſtern: „Ich theile Ihnen ergebenſt mit, daß ich 
die beiden Stücke „Marotten“ und „Flittergold“ 
noch in dieſer Saiſon zur Aufführung gelangen 
laſſen werde.“ Da Herr Direktor Roſenthal zum 
Sommer wieder das „Elyſtum-Theater“ übernimmt, 
werden vorgenannte Stücke auch auf dieſer Bühne 
in Szene gehen. 

— Am Sonntag, den 13. Juni v. J., be⸗ 
fand ſich der Arbeiter Weidemann bei einem Tanz⸗ 
vergnügen in einem Lokal in Torney und bemerkte 
daſelbſt ein Mädchen, mit dem er früher ein zärt⸗ 
liches Verhältniß gehabt, daſſelbe aber ſeit längerer 
Zeit gelöſt hatte. Beim Anblick ſeiner früheren 
Geliebten gerieth W. in Zorn und als dieſelbe 
in den an dem Lokal belegenen Garten ging, eilte 
ihr W. nach und verabreichte ihr verſchiedene Ohr- 
feigen. Die Rackow'ſche Familie, der Arbeiter 
Karl Rackow und deſſen Söhne Ludwig und 
Heinrich Racko w, warfen ſich als Ritter des 
Mädchens auf, riſſen Weidemann zurück und ſchlu⸗ 
gen dann mit Knütteln, Karl Rackow ſogar mit 
einem Mrſſer auf W. derart ein, daß er ſtark blu⸗ 
tend zuſammenbrach. Wegen dieſer Mißhandlung 
hatten ſich in der heutigen Sitzung der Strafkam- 
mer des Landgerichts die Ritter der Dame zu ver- 
antworten und wurde Karl R. zu 3 Monaten, 
Ludwig R. zu 2 Monaten und Heinrich R. zu 1 
Monat Gefängniß verurtheilt. 

Der Knecht Aug. Joh. Krüger aus Wis- 
mar hat bereits vielfache Vorſtrafen wegen Dieb- 
ſtahls erlitten und wurde erſt am 18. Januar 
d. Is. nach Verbüßung einer längeren Freiheits- 
ſtrafe aus dem Zuchthauſe zu Naugard entlaſſen⸗ 
Die Summe, welche er durch Nebenverdienſt wäh- 
rend ſeiner Strafhaft erſpart hatte, ſollte er in 
Greifenhagen ausgezahlt erhalten; als er am 20. 
Januar dorthin kam, begab er ſich, noch ehe er 
das Geld erhob, in das Geſchäftslokal des Buch⸗ 
druckerei⸗Beſitzers Kundler und entwendete dort meh- 
rere Portemonnaies und eine Cigarrentaſche. Er 
wurde jedoch noch an demſelben Tage als der Dieb 
ermittelt, war heute deshalb angeklagt und wurde 
gegen ihn auf 3 Jahre Zuchthaus, Ehrverluſt und 
Stellung unter Polizeiaufſicht erkannt. 

— Der Verkauf von Antheilſcheinen für Looſe 
einer erlaubten Lotterie, wobei der Verkäufer that⸗ 
ſächlich die bezüglichen Originallooſe ſpielt, iſt, nach 
einem Urtheil des Reichsgerichts, II. Strafſenats, 
vom 17. Dezember v. J., als Veranſtaltung einer 
beſonderen Lotterie zu erachten, welche ohne obrig- 
keitliche Genehmigung ſtrafbar iſt, falls nicht er⸗ 
kennbar das Miteigenthum an dem Originallooſe 
zugleich mit der Uebergabe des Antheilſcheins an 
den Käufer übertragen wird. 

— Behufs Beſeitigung entſtandener Zweifel 
hat der Miniſter des Innern durch Cirkularerlaß 
vom 5. v. M. im Einverſtändniſſe mit dem Juſtiz⸗ 
Miniſter beſtimmt, daß im Falle der Beurlau⸗ 
bung eines als Amts anwalt fun⸗ 
girenden Gemeinde-Vorſtehers bei 
dem Mangel eines ſtändigen Stellvertreters (§ 64 
Abſ. 2 des Ausführungsgeſeßes zum Gerichts- 
verfaſſungsgeſeze vom 27. Januar 1877) Der- 
jenige, welcher den Beurlaubten in ſeinem Haupt⸗ 
amte vertritt, auch die Funktionen des Amts- 
anwalts für die Dauer der Vertretung zu über⸗ 
nehmen hat. 

— Die geſetzlich vorgeſchriebenen militäriſchen 
Frühjahrs⸗Kontrollverſammlungen erſtrecken ſich von 
jetzt an nicht nur auf die zur Dispoſition der 


Truppentheile (auf ſogenannten Königs-Urlaub) Be- fung angezeigt. 


ſitzer, von Raufbolden in feiner eigenen Gaſtſtube fer werde im Sommer d. Is. wieder zurückkehren 


lebensgefährlich bedroht, ſich nicht anders zu retten 
vermochte als daß er einen gefüllten Bienenkorb 
durch das Fenſter unter die Raſenden in das Zim⸗ 
mer warf, iſt in viele fremde Zeitungen übergegan- 
gen und hat überall Stoff zur Heiterkeit gegeben. 
Dieſer Tage nun ſoll gegen den betreffenden Schank⸗ 
wirth, der es unterlaſſen hat, die Hülfe der Polizei 
zu requiriren und ſeine Gäſte ſo furchtbar durch 
die wüthenden Bienen vorſätzlich hat zerſtechen 
laſſen — einem Manne, der mit einem Beile eben 
einen Spiegel dort zu zertrümmern im Begriffe 
ſtand, ſollen nicht weniger als 40 Stiche in die 
Naſe und einige 80 Stiche in die Ohren durch 
die klugen Thiere beigebracht worden ſein — die 
Privatklage wegen Körperverletzung eingereicht ſein. 
Wir ſind auf den Ausgang dieſes merkwürdigen 
Prozeſſes geſpannt. 

— Ein in der Provinzial-Zuckerſiederei be- 
ſchäftigter Arbeiter hatte ſich im Laufe der Zeit die 
Summe von 1800 Mark erſpart, um in ſeinen 
alten Tagen einen Nothgroſchen für ſich und ſeine 
Familie zu haben; 900 Mark hatte er auf der 
Sparkaſſe eingezahlt, während 900 Mark baares 
Geld unter ſicherem Verſchluß in einem Kaſten in 
ſeiner auf der Baumſtraße belegenen Wohnung ver 
wahrt waren. Als er am Freitag mit ſeiner Frau 
von einem Spaziergange nach Hauſe zurückkehrte, 
fand er zu ſeinem Schrecken ſeine Wohnung mit⸗ 
telſt Nachſchlüſſel geöffnet, den Kaſten erbrochen 
und aus demſelben ſeine geſammten Erſparniſſe 
entwendet. Leider iſt es bisher noch nicht gelun- 
gen, den Dieben auf die Spur zu kommen. 

+ Arnswalde, 3. März. Geſtern Abend 
zwiſchen 6 und 7 Uhr wurden wir dadurch in 
nicht geringe Aufregung verſetzt, daß eine Frau 
mit der Meldung zum Polizeibureau eilte: der 
aus dem hieſigen Gerichtsgefängniß entſprungene, 
vielfach beſtrafter Verbrecher Fetting ſei ſo eben 
in ſein vor dem Mühlenthore belegenes Haus ge- 
ſchlichen. Sofort begaben ſich die ſtädtiſchen Po 
lizeibeamten und die Gendarmen, im Verein mit 
einer zahlreichen Volksmenge, mindeſtens 200 Köpfe 
ſtark, an den bezeichneten Ort, entdeckten aber, trotz 
der ſorgfältigſten Unterſuchung des Hauſes und der 
Stallgebäude von dem Flüchtlinge keine Spur. 
Trotzdem hatte ſich das Gerücht verbreitet, F. ſei 
im Schornſtein entdeckt und verhaftet worden, ſo 
daß der Gefangenaufſeher des Gerichts bereits 
Vorkehrungen zu ſeinem Empfange traf. Es war 
alſo nur ein blinder Lärm und hatte ſich die Frau 
entſchieden geirrt, denn da das Haus ganz iſolirt 
liegt, auch der leuchtende Schnee den Flüchtling 
ſofort verrathen hätte, konnte ein Enteinnen des 
ſelben nicht möglich ſein. Uebrigens wird jetzt 
hier der Wachtdienſt jo ſtreng und ſorgfaältig aus ⸗ 
geübt, daß kaum anzunehmen, der F. befände ſich 
noch in dieſer Gegend; es gewinnt vielmehr die 
Anſicht an Wahrſcheinlichkeit, er h ch nach ſei⸗ 
ner früheren Heimath in Polen begeben. 

„ Schwrtz, 1. Marz. Mit dem heranna- 
henden Frühjahre regt ſich in unſerem Kreiſe auch 
wieder ganz mächtig die Auswanderungsluſt nach 
Amerika. Aus der einzigen Ortſchaft Gazki allein 
verlaſſen etwa 30 Perſonen anfangs dieſes Mo- 
nats ihre heimathliche Scholle, um einem unge- 
wiſſen Schickſale im fernen Erdtheile entgegen zu 
gehen. Alle Warnungen, ſowohl in polniſchen als 
auch in deutſchen Zeitungen und ſolcher Perſonen, 
die aus dem vermeintlichen Eldorado wahrheitsgetreu die 
troſtloſe Situation der Auswanderer ſchildern, fin⸗ 
den keinen Glauben. So hatte ein in früheren 
Jahren ziemlich gut fituirter Beſitzer in der ge⸗ 
nannten Gemeinde, der aber in den letzten Jahren 
durch Mißernte ꝛc. etwas zurückgekommen iſt, auch 
die Abſicht, ſich jenſeits des Ozeans ein neues 
Heim zu gründen. Er ſchrieb deshalb an ſeine in 
Amerika verheirathete Schweſter und machte ſie mit 
einer Abſicht bekannt. Dieſe warnt ihn aber vor 
der Auswanderung und bittet ihn, ſeine Heimath 
nicht zu verlaſſen, ſehnt ſich ſelbſt mit ihrer Fa⸗ 
milie nach der väterlichen Scholle, kann aber das 
erforderliche Geld zur Ueberfahrt nicht erübrigen. 
Auf Veranlaſſung des hieſigen Landraths ſind zwei 
Agenten, die in unſerem Kreiſe ihr Weſen in ziem⸗ 
lich großem Maßſtabe beſonders in den Kolonien 
und Walddörfern trieben, zur gerichtlichen Beſtra⸗ 
Auch die Verordnung der könig⸗ 


urlaubten und die Reſerviſten, ſondern auch auf lichen Regierung zu Marienwerder, Gendarmen ha⸗ 
die Landwehrmänner, mit Ausſchluß derer des äl- ben auf den Bahnſtationen die etwa auswandern 
teften Jahrgangs, jo daß diesmal alſo zuerſt die Wollenden zurückzuweiſen, dürfte ſehr gerechtfertigt 
Neuerung ins Leben tritt. Dieſe Verſammlungen erſcheinen, wenn man bedenkt, welch bedenkliche 
werden für die einzelnen Landwehrbtzirke beſonders | Dimenflonen die Auswanderung anzunehmen droht. 
angeſetzt und öffentlich bekannt gemacht, wonach Aus dem Dorfe Schönwalde im Roſenberger Kreiſe 


ſich die Pflichtigen allein zu richten haben. 

— Von zuſtändiger Seite wird uns geſchrie⸗ 
ben: Am 1. März hat die Kommune Berlin ihren 
neuerbauten großen Central-Viehhof für Schlacht⸗ 
und Handelsvieh für den öffentlichen Verkehr er⸗ 
öffnet. Sämmtliche Vieh⸗Kommiſſlonshandlungen 
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beabſichtigen nicht weniger als 111 Familien 
auszuwandern. Die fernere Exiſtenz nnd der 
weitere Ausbau unſerer Gymnaſial- Anſtalt liegt nicht 
nur im Intereſſe der Stadt, ſondern auch des gan⸗ 
zen Kreiſes, da ſchon jetzt 74 Schüler aus 37 
Ortſchaften deſſelben dieſe Anſtalt beſuchen. Mit 


Berlins haben ſich vertragsmäßig verpflichtet, ihren Rückſicht darauf hat auch der Kreistag am 26. v. 


geſammten Viehauftrieb dem neuen kommunalen 
Central-Viehhof zuzuführen und damit die Erwar⸗ 
tung begründet, daß es außerhalb deſſelben einen 
Schlachtviehhandel in Berlin nicht geben werde. 
Bei dem großen Intereſſe, welches die Produzenten 
und Händler in Stadt und Land an durchaus 
wahrheitsgetreuen Viehmarktsberichten haben, iſt 
eine Sachverſtändigen⸗Kommiſſton unter Vorſſitz eines 
Mitgliedes der ſtädtiſchen Behörden gebildet worden 


Mts. einſtimmig die bisher gewährte Subvention 
von 4500 Mark jährlich auch fernerhin bewilligt. 
Der Etat der Anſtalt wurde in der letzten Stadt ⸗ 
verordneten-Sitzung auf 27,553 Mark feſtgeſetzt. 
— In Erwägung der Wichtigkeit für den Verkehr 
des nördlichen Kreistheiles, wie auch als zu eröff⸗ 
nende Arbeitsſtelle für die Bewohner mehrerer vom 
Nothſtande arg heimgeſuchten Ortſchaften hat der 
Kreistag den Bau einer Chauſſee niederer Ordnung, 


mit der Aufgabe, ſolche Berichte über Auftrieb und 4,77 Kilometer lang und auf 64,500 Mark ver- 
Handel, ſowie über die für Schlachtgewicht und für anſchlagt, beſchloſſen. — Vor etwa 10 Jahren 


Lebendgewicht gezahlten Preiſe auszuarbeiten. Der 
erſte Markt fand am 4. März ſtatt. 
— Die unſerm Blatte feiner Zeit aus Zem- 


pelburg zugeſandte Nachricht von dem Blenenſtocke, Ee muß aber doch das g 
deſſen Inſaſſen unfreiwillig deshalb eine Art von den haben, da wir hören, 
Polizeidienſt haben verrichten müſſen, weil ihr Be- frühere Gemeinde ge 


zog der emeritirte Lehrer B. aus Wintersdorf nach 
Amerika, um dort bei ſeinen bereits ſchon früher 
ausgewanderten Kindern ſein Leben zu beſchließen. 


zu Ehren der wegen der jüngſten Straßendemon 
ſtration verhaftet geweſenen Studenten. 


Einfuhr von Leinen und Hanf zollfrei zu laſſen 
ehoffte Glück nicht gefun | 
daß er unlängſt an ſeine 
ſchrieben und ihr angezeigt hat, 


und ſeine alte, rückſtändige Penſion beanſpruchen. 
Dieſe Nachricht hat allerdings keine Freude hervor⸗ 
gerufen, vielmehr laſſen ſich Stimmen vernehmen, 
er hätte hier bei ſeinen Fleiſchtöpfen bleiben ſollen. 
Da er 10 Jahre im Auslande gelebt hat, ge- 
denkt die Gemeinde die Zahlung der Penſion zu 
verweigern. 


Kunſt und Literatur. 


Bei uns ſind folgende Werke zur Rezenſion 
eingegangen: 

Vogelgeſang, Gedanken über Forſtorgani⸗ 
ſation, Greßner und Schramm, Leipzig, ein treff⸗ 
liches Buch, welches wir warm empfehlen können, 
da es einen neuen, richtigeren Weg der Verwal- 
tung anbahnt. 

Parey, die neueſten Verwaltungs⸗Organi⸗ 
ſationsgeſetze für die preußiſche Monarchie, mit 
eingehenden und ausführlichen Erläuterungen. Mag- 
deburg, Faber. Allen zu empfehlen, welche ſich mit 
dieſem Zweige bekannt machen wollen. 

Seydel, die Harnbeſchwerden, ihre Uiſachen 
und Wirkungen, ſowie ihre Behandlung. Zur Be⸗ 
lehrung für Kranke. Vierte Auflage. Leipzig, 
Arnoldi'ſche Buchhandlung. Klar und geſchickt ge⸗ 
ſchrieben, den Leidenden zu empfehlen. 

Albu, Milchnahrung und Milchkuren. Dam⸗ 
köhler, Berlin. 

Einführung der obligatoriſchen Leichenſchan 
im deutſchen Reiche. E. Siegfried Mittler B. 

Beide Bücher ſtreben die Verminderung der 
übergroßen Kinderſterblichkeit an und bringen in 
dieſer Beziehung ſehr Beachtungswerthes. 

Aſtronomiſcher Führer für 1881. München, 
liter -artift. Anſtalt. Der Führer ſtellt die Erſchei⸗ 
nungen am Himmel von Tag zu Tag graphiſch 
vor Augen. — Wir können die genannten Bücher 
empfehlen. [38—43] 


Vermiſchtes. 


— (Cine Familie von Greifen) Man 
ſchreibt uns aus Odra in Kroatien: „In einem 
an der Odra liegenden Dörfchen Zabno Cu deutſch: 
Froſchlache) lebt ein uraltes Ehepaar Namens Tho- 
mas und Katharina Relic, vulgo Jakopie, das 
noch ein unverſorgtes Töchterchen im Alter von 84 
Jahren hat. Der treue, ſorgſame Sohn, der erſt 
vor etlichen Tagen ſeine ſehr rüſtige Ehegattin im 
Alter von 61 Jahren verlor, klagt, daß es ihm, 
als dem Jüngſten, mit 67 Jahren ſchon ſchwer 
fällt, für die guten alten Eltern und ſeine älteſte 
Schweſter zu ſorgen. Der Vater, erſt ſeit andert⸗ 
balb Jahren an der rechten Seite etwas gelähmt, 
ſitzt mit vollen ſchneeweißen Haaren beim Ofen, 
raucht Tabak und lebt meiſt nur von Milch, Kaffee 
und weichen Eiern; er e oft, daß er mi 
ſeinen hundertundrret Jahren nichts mehr arbeit 
kann; feine Ehehälfte, welche vor drei Monaten 
das Jahrhundert ihres Lebens vollendete, iſt aber 
ſchon ſehr ſchwach und gebrechlich, ſo daß deren 
Tod bald befürchtet wird. Dieſes Ehepaar, welches 
fünfundachtzig Jahre glücklich verheirathet ift, bat 
weder eine ſilberne, noch eine goldene, noch dia⸗ 
mantene Hochzeit gefeiert. Sie erzählen oft, daß 
in ihrer Zeit dortorts die Mädchen ſchon mit 15, 
14, fogar mit 12 Jahren heiratheten, während die 
Männer 17 bis 20 Jahre alt waren. Dieſe aus 
fünf Köpfen beſtehende Familie konnte alſo zur 
Zeit, als noch die Gattin des Sohnes lebte, die 
reſpektable Zahl von vierhundertneunzehn Jahren 
aufweiſen, ein Fall, der gewiß nicht ſobald wieder 
vorkommen dürfte. 

Newyork. Das katholiſche St. Patricks⸗ 
Waiſenhaus in Seranton, Pennſylvania, brannte 
in der Nacht zum 28. v. M. nieder. Es befan⸗ 
den ſich in demſelben unter dem Schutze von barm⸗ 
herzigen Schweſtern 40 Kinder unter 12 Jahren. 
Beim Ausbruch des Feuers ſchloß eine Schweſter 
das Schlafzimmer der Mädchen auf und alle 23 
darin befindlichen entkamen; als fie auch dasjenige 
der Knaben öffnen wollte, trat ihr ein Fremder auf 
der Treppe entgegen und verbot ihr, wegen der 
Gefahr, weiterzugehen und weil, wie er ſagte, alle 
ſich bereits gerettet hätten. Als die Feuerwehr⸗ 
leute ſpäter die Thür des Schlafzimmers aufbra- 
chen, fanden fie die 17 Knaben todt in ihren Bet⸗ 
ten — fie waren erſtickt, doch nur 2 hatte das 
Feuer ſelbſt verleßt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Dresden, 4. März. Die heute hier zwiſchen 
dem Kurator der Prag-Durer Eiſenbahn und dem 
Direktor der Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn ge- 
führten Verhandlungen haben dem „Dresdener 
Anzeiger“ zufolge zu dem Ergebniſſe geführt, 
daß die Dux-Bodenbacher Bahn den Betrieb der 
Brag-Durer Bahn zunächſt auf 23 Jahre über⸗ 
nimmt und die Prioritäten für das nächſte Jahr 
mit 3 pCt. in Silber, für die Zukunft dagegen 
und bis zur Al-pari-Berloofung mit 3 pCt. f 
Gold verzinſt. 

Wien, 4. März. (Privat-Telegramm de 
„Berliner Tageblatts“.) Geſtern Abend fant ein 
Plenarverſammlung der akademiſchen Leſehalle ſtatt, 
wobei mit Rückſicht auf die mögliche Auflöſung be⸗ 
ſchloſſen wurde, daß die Leſehalle ihr geſammtes 
Vereinsvermögen dem deutſchen Schulverein ſchenke. 
Hierauf veranſtaltete der Turnverein einen Kommers 


Paris, 4. März. Der Senat beſchloß bi 


nahm für Petroleum die von der Kammer b 


ſchloſſenen Zollſätze an. 


